Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2528 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Februar 1968 

III A/1 —37241 —6123/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den vom Bundesrat gemäß Artikel 76 
Abs. 1 und 3 des Grundgesetzes beschlossenen 

Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist 
in der Anlage 2 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/2528 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 1 


— Abschrift — 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn a. Rh. r den 13. Oktober 1967 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
314, Sitzung am 13. Oktober 1967 beschlossen hat, den in der 
Anlage mit Begründung beigefügten 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


gemäß Artikel 76 Abs. 1 und 3 des Grundgesetzes beim Deut- 
schen Bundestage einzubringen. 


Dr. Lemke 
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Anlage 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

§ 42 des Wehrpflichtgesetzes in der Fassung vom 
14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 391) wird wie 
folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wehrpflichtige, die dem Vollzugsdienst 
der Polizei angehören oder für diesen durch 
schriftlichen Bescheid angenommen sind, werden 
für die Dauer ihrer Zugehörigkeit nicht zum 
Wehrdienst herangezogen. Haben Wehrpflichtige 
im Vollzugsdienst des Bundesgrenzschutzes min- 
destens achtzehn Monate, im sonstigen Vollzugs- 
dienst der Polizei mindestens drei Jahre Dienst 
geleistet, so erlischt ihre Pflicht, Grundwehr- 
dienst zu leisten. Die Gesamtdauer der von 
ihnen noch zu leistenden Wehrübungen beträgt 
bei Mannschaften höchstens neun, bei Unteroffi- 
zieren höchstens fünfzehn und bei Offizieren 
höchstens achtzehn Monate. Der im Vollzugs- 
dienst des Bundesgrenzschutzes über höchstens 
achtzehn Monate, im sonstigen Vollzugsdienst 
der Polizei über drei Jahre geleistete Dienst 
kann auf diese Wehrübungen, der im Vollzugs- 
dienst des Bundesgrenzschutzes unter achtzehn 
Monate und im sonstigen Vollzugsdienst der 
Polizei zwischen achtzehn Monate und drei 
Jahre geleistete Dienst auf den Wehrdienst 
angerechnet werden." 


2. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Für die Heranziehung von Wehrpflich- 
tigen, die im Vollzugsdienst des Bundesgrenz- 
schutzes mindestens einen Monat, im sonstigen 
Vollzugsdienst der Polizei mindestens achtzehn 
Monate Dienst geleistet haben, gilt § 23 ent- 
sprechend." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 

Nach § 42 Abs. 1 Satz 2 Wehrpflichtgesetz erlischt 
die Pflicht, Grundwehrdienst zu leisten, wenn Wehr- 
pflichtige im Vollzugsdienst der Polizei mindestens 
18 Monate Dienst geleistet haben. Zweck dieser 
Bestimmung ist es, die berufsmäßigen Angehörigen 
der Polizei vom Grundwehrdienst zu befreien. Die 
Bestimmung wird in zunehmendem Maße von Wehr- 
pflichtigen dazu benützt, anstelle des Grundwehr- 
dienstes achtzehn Monate Dienst bei der Polizei zu 
leisten. Dies hat zur Folge, daß den Ländern in 
erheblichem Umfang nicht nutzbringende Ausbil- 
dungskosten entstehen und daß durch das Ausschei- 
den der Wehrpflichtigen nach achtzehn Monaten — 
also inmitten der polizeilichen Ausbildung — der 
Nachwuchsbedarf des Polizeieinzeldienstes nicht 
mehr gedeckt werden kann. Die vorgeschlagene Än- 
derung des § 42 Wehrpflichtgesetz soll diesen Miß- 
stand beseitigen, gleichzeitig aber den Belangen des 
Bundesgrenzschutzes, der an achtzehn Monate Die- 
nenden interessiert ist, Rechnung tragen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Der vorliegende Entwurf eines Änderungsgesetzes j 
muß die Bezeichnung „Sechstes Gesetz zur Änderung 
des Wehrpflichtgesetzes" erhalten, weil der Entwurf 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes — Antrag der Fraktion der SPD — 
Drucksache V/1724 — dem Bundestag bereits vor- 
liegt. 

Im Einleitungssatz des Gesetzes sind die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates" zu streichen. 
Das Gesetz selbst enthält keine zustimmungbedürf- 
tige Regelung. Die Zustimmungsbedürftigkeit folgt 
auch nicht daraus, daß ein Zustimmungsgesetz ge- 
ändert werden soll. Die Bundesregierung vertritt 
in ständiger Praxis die Auffassung, daß die Ände- 
rung eines Zustimmungsgesetzes nur dann der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, wenn durch das 
Änderungsgesetz Vorschriften geändert werden, die 
die Zustimmungsbedürftigkeit des ursprünglichen 
Gesetzes begründet haben. Das ist nicht der Fall. 

Gegen Artikel I Nr. 1 bestehen keine Bedenken. 

Artikel I Nr. 2 sollte ersatzlos gestrichen werden. 

Nach geltendem Recht werden Wehrpflichtige, die 
im Vollzugsdienst der Polizei mindestens einen Mo- 
nat Dienst geleistet haben, wie Gediente nach Prü- 
fung der Verfügbarkeit durch das Kreiswehrersatz- 
amt zum Wehrdienst herangezogen; das ergibt sich 
aus der Verweisung in Absatz 3 auf § 23. Die vom 


Bundesrat vorgeschlagene Fassung des Absatzes 3 
erschwert das Heranziehungsverfahren. Hiernach 
müßten ehemalige Polizeivollzugsbeamte erst vom 
Musterungsausschuß gemustert werden, wenn sie 
i außerhalb des Bundesgrenzschutzes im Vollzugs- 
dienst der Polizei bereits bis zu achtzehn Monate 
, Dienst geleistet haben. Um eine beschleunigte Her- 
anziehung aller Wehrpflichtigen, die vorzeitig aus 
j dem Polizeivollzugsdienst ausscheiden, weiterhin 
zu ermöglichen, sollte deshalb Absatz 3 nicht ge- 
; ändert werden. 

i Im übrigen könnte die im Gesetzentwurf vorge- 
! sehene Regelung ihrem Wortlaut nach auch auf 
solche Personen bezogen werden, die ihren Dienst 
i im Vertrauen auf die bisherige Regelung angetre- 
ten oder beendet haben. Für diese Gruppe von 
Wehrpflichtigen ist das Rückwirkungsverbot, das 
sich aus den rechtsstaatlichen Grundsätzen der 
Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes ergibt, 
zu beachten. Dieses Verbot gilt sowohl für die Fälle 
einer an abgeschlossene Tatbestände anknüpfenden 
; „echten" Rückwirkung (vgl. BVerfGE 15, 313, [324]) 
i als auch für die Fälle einer auf gegenwärtige und 
noch nicht abgeschlossene Sachverhalte einwirken- 
den „unechten" Rückwirkung (vgl. BVerfGE 22, 241, 
[248]). Es sollte daher im weiteren Gesetzgebungs- 
1 verfahren dieser Personenkreis auch ausdrücklich 
| von der vorgesehenen Regelung ausgenommen wer- 
| den. 
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